
Steuertermine im Januar 2021

Fälligkeit 11.01. Ende Zahlungsschonfrist 14.01.

b Lohnsteuer: mtl., 1/4-jährl., Jahresmeldung Vorjahr
b Umsatzsteuer: mtl., 1/4-jährl.

Zahlung mit/per Eingang/Gutschrift beim Finanzamt

Überweisung Gutschrift spätestens am Ende der Schonfrist
Scheck Eingang drei Tage vor Fälligkeit
Bargeld Eingang am Tag der Fälligkeit

Sonstige Termine

Umsatzsteuer:
25.01. Zusammenfassende Meldung

IV. Quartal 2020 / Dezember 2020

Sozialversicherungsbeiträge:
25.01. Übermittlung Beitragsnachweise
27.01. Fälligkeit (voraussichtliche) Beitragsschuld Januar 2021

zzgl. restliche Beitragsschuld Dezember 2020

b) In der Krankenversicherung ist zu beachten, dass die jähr-
liche Versicherungspflichtgrenze auf 64.350 € (bisher 62.550 €)
und die monatliche Beitragsbemessungsgrenze auf 4.837,50€

(bisher 4.687,50 €) erhöht wurde.
Der bundeseinheitliche Beitragssatz bleibt unverändert
auf 14,6% (bisher 14,6%), davon tragen der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer jeweils 7,3%.
Anmerkung:
Die Krankenkassen können einen kassenindividuellen Zusatzbeitrag – in Ab-
hängigkeit vom Einkommen der Versicherten – erheben, der vom Arbeitgeber
und Arbeitnehmer je hälftig getragen wird.

c) Die Beitragssätze in den übrigen Sozialversicherungs-
zweigen sind ab 2021 wie folgt geplant:
– Rentenversicherung 18,60% (bisher 18,60%)
– Arbeitslosenversicherung 12,40% (bisher 2,40%)
– Pflegeversicherung 33,05% (bisher 3,05%)

Der um 0,25% erhöhte Arbeitnehmeranteil für Versicherte, die keine Kinder erzie-
hen oder erzogen haben, beträgt damit 1,775% (in Sachsen 2,275%).
Dieser zusätzliche Beitrag wird grundsätzlich von allenmindestens 23-jährigen
kinderlosen Beitragspflichtigen erhoben. Ausgenommen sind kinderlose Mit-
glieder, die vor dem 1. Januar 1940 geboren sind, Wehr- und Zivildienstleistende,
Bezieher von Arbeitslosengeld II.

Sonstige Beitragssätze
Pensions-Sicherungsverein (PSVaG)

Der Beitragssatz für Beiträge an den Pensions-Sicherungs-Verein
(Insolvenzsicherung der betrieblichen Altersversorgung) wird 2020 festge-
setzt auf 4,20 Promille (2019: 3,10 Promille).
Ein Vorschuss für 2021 wird jetzt nicht erhoben. Die Entschei-
dung über die eventuelle Erhebung eines Vorschusses wird im
ersten Halbjahr 2021 getroffen.
PSVaG Pressemitteilung vom 06.11.2020

Künstlersozialabgabe

Die Künstlersozialabgabe bleibt 2021 auf 4,2% (2020: 4,2%) für
alle Bereiche der Kunst und Publizistik.

BMAS, Pressemitteilung vom 27.11.2020

Sonstige Neuregelungen
Erhöhung Mindestlohn ab 1. Januar 2021 beachten

Die Mindestlohnkommission empfiehlt alle zwei Jahre, letztmals
im Jahr 2020, eine Anpassung des Mindestlohns je Zeitstunde.

Auf der Basis dieser Empfehlung erhöht sich der bisherige Min-
destlohn ab 1. Januar 2021 auf brutto 9,50€€ und ab 1. Juli
2021 auf brutto 9,60€€ (2020: 9,35€).

Ob Arbeitgeber den Mindestlohn einhalten, wird durch den Zoll
kontrolliert. Wer unter Mindestlohn bezahlt oder die Arbeitszei-
ten nicht ordentlich dokumentiert, kann mit ggf. erheblichen
Geldbußen bestraft werden.

Dritte Verordnung zur Anpassung der Höhe des Mindestlohns – MiLoV3
vom 09.11.2020 (BGBl. 2020 I S.2356)

Allgemeines

Änderungen in der Sozialversicherung
zum 1.1.2021

a) Zum 1.1.2021 sind folgende neue Beitragsbemessungsgren-
zen in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sowie
der gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung geplant.
Weitere Anpassungen sind noch nicht völlig auszuschließen.

Mit den besten Wünschen für 2021

   
   

     
      

   
    

     
     
Bemessungs- und 2020 2021 
Einkommensgrenzen neue alte neue 
  Bundes länder Bundes länder 
Beitragsbemessungsgrenze  jährlich 56.250,00 56.250,00 58.050,00 58.050,00 
Kranken- und   monatlich 4.687,50     4.687,50 4.837,50 4.837,50 
Pflegeversicherung   täglich 156,25 156,25 161,25 161,25 
Beitragsbemessungsgrenze  jährlich 82.800,00 77.400,00 85.200,00 80.400,00 
Renten- und   monatlich 6.900,00 6.450,00 7.100,00 6.700,00 
Arbeitslosenversicherung  täglich 230,00 215,00 236,67 223,33 
Versicherungspflichtgrenze  jährlich 62.550,00 62.550,00 64.350,00 64.350,00 
für Angestellte und Arbeiter         
Krankenversicherung         
am 31.12.02 privat versichert 56.250,00 56.250,00 58.050,00 58.050,00 
Arbeitgeber trägt Beitrag allein:         
für best. Beschäftigte bis mtl. Entgelt         
  – freiw.  soziales oder ökolog. Jahr, 
     Bundesfreiwilligendienst unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt 
  – für AZUBIS  325,00 325,00 325,00 325,00 
bis Entgeltgrenze für geringfügige         
     Beschäftigungen mtl.  450,00 450,00 450,00 450,00 
     für: Krankenversicherung   13%         
           Rentenversicherung     15%         
           pauschale Lohnsteuer    2%           
Bezugsgröße   monatlich 3.185,00 3.010.00 3.290,00 3.115,00 
Krankenversicherung  3.185,00 3.185,00 3.290,00 3.290,00 
     

         
       

 

altealte  alte

Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2021
(noch nicht veröffentlicht)

Mandanten-Rundschreiben   1/2021

Dipl.-Kfm. Lothar Grünewald
Steuerberater

Tel.: 09342/91 791-0
mail: info@gruenewald-steuerberatung.de
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Im Streitfall hat ein Finanzgericht entschieden, dass es – unge-
achtet des Sofortabzugs der Leasing-Sonderzahlung als Be-
triebsausgabe im Abflussjahr – nicht zu beanstanden sei, wenn
das Finanzamt die Sonderzahlung auf die Laufzeit des Lea-
singvertrags verteilt.  

Übersteigen bei Anwendung der Billigkeitsregelung der pau-
schale Nutzungswert sowie die nicht abziehbaren Betriebsaus-
gaben für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte und
Familienheimfahrten die für das genutzte Kraftfahrzeug insge-
samt tatsächlich entstandenen Aufwendungen, sind Lea-
singsonderzahlungen auf die Vertragslaufzeit zu verteilen und
den Kfz-Kosten hinzuzurechnen.

FG Niedersachsen, Urteil vom 13.01.2020 – 8 K 98/19 
RReevviissiioonn eeiinnggeelleeggtt, Az. BFH: VIII R 11/20 (EFG 2020 S. 1597)

Häusliches Arbeitszimmer eines Rechtsanwalts
bei selbständiger und unselbständiger Tätigkeit

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kos -
ten der Ausstattung können bis zu 1.250€/jährlich als Betriebs-
ausgaben geltend gemacht werden, wenn kein anderer Arbeitsplatz
zur Verfügung steht. Die Beschränkung der Höhe nach gilt nur
dann nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit darstellt.

Die Frage nach diesem Mittelpunkt „ist bei Rechtsanwälten
nicht isoliert für deren einzelne Tätigkeiten, sondern für sämtli-
che Tätigkeiten zu bestimmen.“ Bildet das häusliche Arbeits-
zimmer nur den Mittelpunkt der selbständigen Tätigkeit als
Rechtsanwalt, reicht dies für einen unbegrenzten Betriebsaus-
gabenabzug nicht aus.

Diese Thematik wird sich auch bei anderen teils selbständig
und teils unselbständig Tätigen stellen. 

BFH, Beschluss vom 13.6.2020 – VIII B 166/19 (BB 2020 S. 2471)

Keine Hinzurechnung
von Miet- und Pachtzinsen

Die Hinzurechnung von Miet- und Pachtzinsen zum Gewer-
beertrag nach § 8 des Gewerbesteuergesetzes ist immer wie-
der Gegenstand von Rechtsstreitigkeiten.

In einem Revisionsverfahren zu einem Urteil des Schleswig-
Holsteinischen Finanzgerichts (vgl. 10/2018) ging es um die Fra-
ge, ob Miet- und Pachtzinsen dem Gewinn hinzuzurechnen
sind, soweit sie zu Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern
des Umlaufvermögens gehören würden, die vor dem Bilanz-
stichtag („unterjährig“) aus dem Betriebsvermögen ausge-
schieden sind.

Diese Problematik hat der BFH wie folgt entschieden:

„1. Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von beweglichen
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sind dem Gewinn aus
Gewerbebetrieb nicht nach § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG hinzu-
zurechnen, soweit sie in die Herstellungskosten von Wirt-
schaftsgütern des Umlaufvermögens einzubeziehen sind.

2. Insoweit reicht es aus, dass die Miet- und Pachtzinsen als
Herstellungskosten aktiviert worden wären, wenn sich das Wirt-
schaftsgut am Bilanzstichtag noch im Betriebsvermögen befun-
den und deshalb hätte aktiviert werden müssen.“

In der Urteilsbegründung wird u.a. ausgeführt, dass eine Hin-
zurechnung von Miet- und Pachtzinsen deren Abzugsfähigkeit
als Betriebsausgaben voraussetzt. Der betreffende Aufwand
muss bei der einkommensteuerrechtlichen Gewinnermittlung
eine Betriebsausgabe darstellen. Eine Gewinnabsetzung liegt
dagegen nicht vor, wenn der Aufwand in die Herstellungskosten
eines Wirtschaftsguts eingeht.

BFH-Urteil vom 30.07.2020 – III R 24/18 (NWB-Eilnachrichten 47/2020 
S. 3464)

Umsatzsteuer - Besteuerungsverfahren für „Neugründer“
(§ 18 UStG)

Voranmeldungszeitraum ist grundsätzlich das Kalenderviertel-
jahr. Beträgt die Steuer für das vorangegangene Kalenderjahr
mehr als 7.500€, ist der Unternehmer verpflichtet, Voranmel-
dungen monatlich abzugeben.

Bei Aufnahme einer beruflichen oder gewerblichen Tätig-
keit ist derzeit im laufenden und im folgenden Kalenderjahr
Voranmeldungszeitraum der Kalendermonat, völlig unabhän-
gig von der Höhe der Jahressteuer in den beiden Kalenderjahren.

Abweichend hiervon gilt für die Besteuerungszeiträume 2021
bis 2026:
– Umrechnung der tatsächlichen Steuer in eine Jahressteuer,
wenn der Unternehmer seine gewerbliche/berufliche Tätig-
keit nur in einem Teil des vorangegangenen Kalenderjah-
res ausgeübt hat.

– Maßgebend ist die voraussichtliche Steuer des laufenden
Kalenderjahres in den Fällen, in denen die berufliche oder
gewerbliche Tätigkeit im laufenden Kalenderjahr aufgenom-
men wird.

Drittes Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirt-
schaft von Bürokratie vom 22.11.2019 – Artikel 7 (BGBl. 2019 I S. 1746)

Zuordnung von Darlehen
beim Abzug von Schuldzinsen

Soll bei gemischt genutzten Gebäuden eine direkte Zuordnung
von Schuldzinsen zu unterschiedlichen Gebäudeteilen (teils ei-
gengenutzt und teils vermietet) erreicht werden, ist eine strikte
Trennung der eingesetzten Eigen- bzw. Fremdmittel bei der Fi-
nanzierung einzuhalten (vgl. 9/2020).

Nach einem aktuellen Urteil des BFH gelten diese Grundsätze
auch bei Herstellung und anschließender teilweiser Ver-
äußerung eines Mehrfamilienhauses:

„1. Die anteilige Zuordnung von Darlehen zu den Herstellungs-
kosten eines Gebäudes, das teilweise vermietet und teilweise
veräußert werden soll, ist nach denjenigen Kriterien zu beurteilen,
die die Rechtsprechung zu anteilig fremdvermieteten und an-
teilig selbstgenutzten Gebäuden entwickelt hat. 

2. Ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen Schuldzinsen
und den Herstellungskosten eines künftig der Einkünfteerzie-
lung aus Vermietung und Verpachtung dienenden Gebäudeteils
liegt in diesen Fällen nur vor, wenn die Herstellungskosten des
später vermieteten Gebäudeteils sowie diejenigen des später
veräußerten Gebäudeteils getrennt ermittelt und entsprechend
ausgewiesen werden und der Steuerpflichtige sodann mit den
als Darlehen empfangenen Mitteln tatsächlich jene Aufwendun-
gen begleicht, die der Herstellung des zur Vermietung be-
stimmten Gebäudeteils konkret zuzurechnen sind.“

BFH-Urteil vom 04.02.2020 – IX R 1/18 (DB 2020 S. 1492)

Anwendung der Kostendeckelung
auf Leasingsonderzahlungen?

Bei privater Nutzung betrieblicher PKW´s wird als Billigkeitsre-
gelung die sog. Kostendeckelung zur Begrenzung des pau-
schalen Wertansatzes nach der 1%-Regelung gewährt. Verein-
facht wird damit der Entnahmewert auf die tatsächlich angefal-
lenen Kosten begrenzt (vgl. BMF-Schreiben vom 18.11.2009, BStBl. 2009 I
S. 1326, Rz.18).

Umstritten ist, wie die Kostendeckelung für die private Kfz-Nut-
zung bei einem Überschussrechner mit hohen, einmaligen Lea-
sing-Sonderzahlungen steuerlich anzuwenden ist. Im Jahr der
Sonderzahlung entstehen hohe Betriebsausgaben, denen in
den Folgejahren aufgrund der Kostendeckelung geringere Ent-
nahmewerte für die Kfz-Nutzung gegenüberstehen.

Einkommensteuer – Körperschaftsteuer

Gewerbesteuer
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